Die Pendlerpauschale in Österreich

- ungerecht und unökologisch
Die Pendlerpauschale ist ein sog. Freibetrag. Das heißt: der/die Arbeitnehmer_in erhält diesen Betrag nicht in vollem Umfang, sondern die Lohnsteuerbemessungsgrundlage wird um diesen Betrag gesenkt. Somit ist auf den Betrag der Pendlerpauschale keine Lohnsteuer zu entrichten. Je nach Steuerklasse beträgt die tatsächliche Steuerersparnis somit 36,5 bis 50 % des Betrages der Pendlerpauschale.

1) Allgemeines

Grundsätzlich sind die Fahrtkosten für den Arbeitsweg mit dem Verkehrsabsetzbetrag von 400 Euro abgegolten, der mit der Lohnabrechnung automatisch berücksichtigt wird. Zusätzlich können Arbeitnehmer_innen unter bestimmten Voraussetzungen die kleine oder große Pendlerpauschale und seit 2013 auch den Pendlereuro geltend machen.

2) Die kleine Pendlerpauschale

Die kleine Pendlerpauschale steht zu, wenn folgende drei Kriterien erfüllt werden:

· der Arbeitsplatz liegt mindestens 20 km von der Wohnung entfernt (einfache Wegstrecke)

· an mindestens 11 Tagen im Monat gependelt wird (anders für Teilzeitbeschäftigte)

· die Benützung von Öffis ist an den überwiegenden Tagen und auf der überwiegenden Strecke möglich und zumutbar 

Die Benützung ist dann überwiegend zumutbar, wenn auf mindestens der Hälfte des Arbeitsweges öffentliche Verkehrsmittel verkehren und die zumutbare Fahrtdauer nicht überschritten wird.

Die Beträge zur kleinen Pendlerpauschale sind seit 2011 unverändert:
	Kilometer 
	monatlich 
	jährlich 

	mindestens 20 bis 40 km 
	58 Euro 
	696 Euro 

	mehr als 40 bis 60 km
	113 Euro 
	1.356 Euro 

	mehr als 60 km
	168 Euro 
	2.016 Euro 


3) Die große Pendlerpauschale 

Die große Pendlerpauschale steht zu, wenn folgende drei Kriterien erfüllt werden: 

· der Arbeitsplatz liegt mehr als 2 km von der Wohnung entfernt (einfache Wegstrecke) 

· an mindestens 11 Tagen im Monat gependelt wird (anders für Teilzeitbeschäftigte)

· im Lohnzahlungszeitraum ist die Benützung von Öffis an den überwiegenden Tagen oder auf der überwiegenden Strecke unzumutbar.

Die Benützung ist dann überwiegend unzumutbar, wenn auf der Hälfte des Arbeitsweges kein öffentliches Verkehrsmittel verkehrt oder die zumutbare Fahrtdauer mit öffentlichen Verkehrsmitteln überschritten wird. Ebenfalls anspruchsberechtigt sind Personen mit einer starken Gehbehinderung ab 50%, Blindheit oder einer schweren Sehbehinderung. 

Die Beträge zur großen Pendlerpauschale sind seit 2011 unverändert:
	Kilometer 
	monatlich 
	jährlich 

	mindestens 2 bis 20 km
	31 Euro 
	372 Euro 

	mehr als 20 bis 40 km 
	123 Euro 
	1.476 Euro 

	mehr als 40 bis 60 km
	214 Euro 
	2.568 Euro 

	mehr als 60 km
	306 Euro 
	3.672 Euro 


4) Welche Pendlerpauschale steht mir zu?

Die Berechnung, ob und welche Pendlerpauschale dem/der Arbeitnehmer_in zusteht, hat seit 2014 mit dem Pendlerrechner zu erfolgen. Dieser ist auf der Homepage des Finanzministeriums unter www.bmf.gv.at/pendlerrechner abrufbar. Der Pendlerrechner berechnet die Pendlerpauschale anhand der oben angeführten Kriterien. 

5) Pendlerzuschlag für Geringverdiener

Wer als Geringverdiener keine Lohnsteuer entrichten muss, kann nicht direkt vom Pendlerpauschale profitieren. Allerdings besteht ein Anspruch auf den sogenannten Pendlerzuschlag. Dieser Pendlerzuschlag bewirkt, dass Geringverdiener eine höhere Negativsteuer vom Finanzamt erhalten können, auch wenn keine Lohnsteuer entrichtet wurde. Dieser wurde 2013 angehoben und beträgt seitdem 290 Euro, sodass Geringverdiener als Negativsteuer einen Betrag von maximal 690 Euro rückerstattet bekommen.

6) Pendlereuro

Seit 2013 haben alle, die Anspruch auf eine Pendlerpauschale haben, auch Anspruch auf den Pendlereuro. Die Höhe des Pendlereuros ist von der Entfernung zwischen Wohnort und Arbeitsstätte abhängig: Diese Distanz in Kilometer und mit zwei multipliziert (für Hin- und Rückweg) ergibt den Pendlereuro. 

Teilzeitbeschäftigte mit maximal zehn Arbeitstagen pro Monat erhalten ein oder zwei Drittel des Pendlereuros. 

7) Sonstiges   

· Verwendung eines Dienstfahrzeuges: Seit 1. Mai 2013 haben Arbeitnehmer_innen, denen ein Dienstfahrzeug zur Verfügung gestellt wird, keinen Anspruch auf Pendlerpauschale mehr. 
· Werksverkehr: Wenn Arbeitnehmer_innen mit einem Firmenbus befördert werden, haben sie für diese Strecke keinen Anspruch auf Pendlerpauschale und Pendlereuro. Wenn der/die Arbeitnehmer_in für den Werksverkehr einen Kostenbeitrag leisten muss, kann dieser bis zur Höhe der jeweiligen Pendlerpauschale geltend gemacht werden.
· Feier-, Urlaubs- oder Krankenstandstage: Feier-, Urlaubs- oder Krankenstandstage vermindern die Pendlerpauschale nicht.
Fazit
Die derzeitige Pendlerförderung in Österreich ist unsozial und unökologisch. Sie bevorzugt Gutverdienende und belohnt Autopendler_innen. Deshalb stöhnen viele Städte und urbane Zentren unter dem täglichen Auto-Pendlerverkehr. Im Lichte des Klimawandels ist ein Umdenken dringend notwendig. Die „Fehl-Steuerung“ mit Steuergeld ist daher dringend reformbedürftig.
Die Pendlerpauschale krankt an folgenden Mängeln und Schieflagen:
1. Autofahrer_nnen profitieren weit mehr als Öffi-BenutzerInnen:
- Für Auto-Pendler_innen gibt’s Pauschale ab 2 km Pendeldistanz, für Öffi-Pendler_innen erst ab 20 km
- Die Pendlerpauschale für Auto-Pendler_innen ist bei gleicher Distanz ca. doppelt so hoch d.h. für Umwelt und Klima doppelt kontraproduktiv
Gutverdienende profitieren weit mehr als Wenigverdienende (v.a.weil steuerrechtliche Gestaltung als Werbungskosten/Freibetrag statt als Absetzbetrag). 
Das Ergebnis ist dementsprechend: Ein Gutteil der Fördermittel/des Steuerausfalls kommt zugute
a) Autopendler_innen mit Wegen zwischen 2 und 20 km
b) Gut- und Bestverdienern


Daher die grüne Forderung 
· Schluss mit der finanziellen Benachteiligung von Bus- und Bahnfahrer_innen sowie Wenigverdienern beim Pendeln

· ökologische und soziale Gerechtigkeit bei der Pendlerförderung
Konkrete Punkte für Reform Pendlerpauschale: 
·  Absetzbetrag statt Werbungskosten bzw. höhere Negativsteuer für Wenigverdiener_innen
·  ein einheitlicher km-Satz für Kfz- und Öffi-Pendeln
·  Einkommensobergrenze prüfen – zB ab 70.000 Jahresbrutto

Weiterer Pendler-Reform-Punkt: 

Das „Jobticket“, das nach jahrelangen Anregungen 2011 endlich eingeführt wurde, hat in der derzeitigen Form noch viel zu wenige Pendler_innen überzeugt. Das Jobticket muss daher weiterentwickelt werden, damit Öffi-Benutzer_innen breit davon profitieren können.
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